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Rat der Gemeinde Swisttal  Entscheidung Ö 
    
 
 
 
Tagesordnungspunkt: 
 
 Sicherstellung der Nahversorgung im Ortskern von Swisttal-

Buschhoven 

 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Planungs-, Verkehrs- und Umweltschutzausschuss beauftragt den Bürgermeister, den 
bestehenden innerörtlichen Bebauungsplan Buschhoven-Zentrum daraufhin zu überprüfen, 
inwieweit gegebene  Vorschriften Planungshindernisse für die veränderte Ansiedlung eines 
weiteren Lebensmittelmarktes darstellen, sowie die Möglichkeiten einer dazu dienlichen 
Bebauungsplanänderung zu eruieren. 
 
Weiterhin wird der Bürgermeister beauftragt, im Ortskern Möglichkeiten zur Erleichterung der 
Ansiedlung eines Lebensmitteleinzelhandels zu prüfen und weitere werbende Gespräche mit 
den Immobilien- und Grundstückseignern zu führen. 
 
Ferner wird der Bürgermeister beauftragt, ab sofort nach einer Ersatz- bzw. Anschlusslösung 
für den Standort einer zentralen Poststelle zu suchen. 
 
 
 
 
 
Sachverhalt: 
Auf den Antrag der FDP-Fraktion vom 30.06.2013 sowie auf den Beschluss des Rates vom 
16.07.2013 wird verwiesen.  
 
Am 25.06.2013 hatte der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss den Bürgermeister 
beauftragt, die Entwicklung des inneren Ortskerns von Swisttal-Buschhoven und eventuell 
frei werdender Flächen an der Alten Poststraße bzw. Am Burgweiher bezüglich der 
gewerblichen Nutzung / Ärztehaus / Nahversorgung / sonstige Dienstleistungen zu fördern. 



 
Mit Schreiben vom 30.06.2013 beantragte die FDP-Fraktion die Überprüfung 
planungsrechtlicher Vorschriften und die Durchführung weiterer Verhandlungen mit 
Immobilien- und Grundstückseigentümern, um die Nahversorgung im Ortszentrum von 
Swisttal-Buschhoven auch künftig gewährleisten bzw. verbessern zu können. 
 
In seiner Sitzung am 16.07.2013 hatte der Rat beschlossen, die Anträge der FDP-Fraktion 
vom 30.06.2013 in den Planungs-, Verkehrs- und Umweltschutzausschuss zu verweisen.  
 
 
 
 
 
 
 
 


